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Erſter Titel .

Allgemeine Beſtimmungen .

1. Die hauptſächlichſte poſitive Beſtimmung , auf welcher —

in Verbindung mit der durch §. 26 des Geſ. ausgeſprochenen Auf⸗

hebung des Preßgeſetzes vom 15 . Februar 1851 , des Geſ . vom

15 . Januar 1857 , ſowie des in §. 31 des Gewerbegeſetzes für

Preßgewerbe und Leihbibliotheken gemachten Vorbehalts und der in

der Vollzugsverordnung vom 2. April d. J . verfügten Aufhebung

der Verordnung vom 27 . Februar 1851 , den Vollzug des Preßge⸗

ſetzes von 1851 betr . und der Verordnung vom 15 . Januar 1857

zum Vollzug des Bundesbeſchluſſes vom 6. Juli 1854 über allge⸗

meine Beſtimmungen zur Verhinderung des Mißbrauchs der Preſſe

—die jetzige freie Bewegung der Preſſe beruht , liegt in dem an

die Spitze des Geſetzes geſtellten Satze : „ Die Ausübung der Ge⸗

werbe , welche ſich mit der Preſſe oder mit Preßerzeugniſſen befaſſen ,

richtet ſich nach den allgemeinen Beſtimmungen der Gewerbeordnung . “

P. ⸗G. §. m. Mit dieſem Satze iſt ausgeſprochen , daß während

bisher nur Derjenige ein ſolches Gewerbe betreiben durfte , welcher

eine perſönliche Conceſſion hierzu erlangt hatte , nunmehr Jeder⸗

mann , er möge Inländer oder Ausländer ſein , ein Orts⸗

bürgerrecht in einer Gemeinde des Landes erworben haben oder

nicht , ohne Weiteres berechtigt iſt an jedem Orte des Landes

oder auch an verſchiedenen Orten zugleich und an demſelben Orte

in verſchiedenen Lokalen jedes einzelne ihm beliebige Preßgewerbe

oder auch mehrere nebeneinander zu betreiben und dabei Hilfsper⸗

ſonen in beliebiger Zahl in und außer dem Hauſe zu beſchäftigen .

Gew . ⸗Geſ . A. 1 —3 ; m. ogl. auch d. Gef. über Niederlaſſung und

Aufenthalt vom 4. Oktober 1862 , §. 1 —7 . In dem A. 3 des
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Gew . ⸗Geſ . iſt zwar der Regierung das Recht vorbehalten , durch

Verordnung eine Ausnahme in Bezug auf die Angehörigen der —

jenigen Staaten eintreten zu laſſen , in welchen eine von unſerem
Gewerbegeſetz grundſätzlich verſchiedene , die Freiheit des Erwerbs
und der Niederlaſſung beſchränkende Geſetzgebung beſteht oder der
Badener nicht in gleicher Weiſe wie der eigene Staatsangehörige
zum Gewerbebetrieb zugelaſſen wird ; allein es iſt bisher von die⸗

ſem Rechte ein Gebrauch nicht gemacht worden .
Die Gewerbe , welche durch die Befreiung von der Conzeſſioni⸗

rung betroffen werden , ſind : Die Buch - und Steindruckerei ,
der Buch⸗ , Kunſt⸗ und Muſikalienhandel , das Anti —

quariatsgeſchäft , das Halten von Leihbibliotheken
oder Leſekabineten , ſowie der ( in anderer Weiſe als
durch Buch - oder Kunſthandel betriebene ) Verkauf
von Druckſchriften oder bildlichen Darſtellungen ,
namentlich auch das Hauſiren mit ſolchen Gegenſtän⸗
den und das Sammeln von Subſcriptionen auf Druck⸗ —
ſchriften .

Nur zwei dieſer Gewerbe , nemlich das Hauſirgewerbe
und der Betrieb von ( öffentlichen ) Leihbibliotheken
bleiben in ſofern beſchränkt , als beide denjenigen Perſonen ver⸗
ſagt ſind , welche wegen eines Verbrechens aus Gewinnſucht oder
gegen die Sittlichkeit beſtraft wurden , wegen Unredlichkeit einen von
ihnen bekleideten öffentlichen Dienſt verloren oder ſich als Pfleg⸗
linge in der polizeilichen Verwahrungsanſtalt befunden haben , der
Trunkſucht verfallen ſind oder einen ausſchweifenden Lebenswandel
führen ; das Hauſirgewerbe kann aber außerdem von Den⸗
jenigen nicht ausgeübt werden , in deren Verhalten und perſönlichen
Verhältniſſen gegründete Beſorgniß zu finden iſt , daß ſie den Ge⸗
werbebetrieb zur Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
mißbrauchen werden . Für das Hauſirgewerbe ergeben ſich dieſe
Sätze aus A. 5 und 6 des Gew. ⸗Geſ. , für den Betrieb von Leih⸗
bibliotheken aber aus dem in §. 26 Abſ. 2 des P . G. enthaltenen
Vorbehalt , daß derſelbe durch Verordnung geregelt werden könne
und aus dem §. 1 der zum Vollzug dieſer Beſtimmung mit Staats⸗
miniſterialermächtigung erlaſſenen Verordnung des Miniſt . d. Innern
vom 11 . April d. J . ( Rbl . XXVII . 414 ) . Darum unterliegen
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denn auch Diejenigen , welche eines dieſer beiden Gewerbe betreiben

wollen , demAnmeldungsverfahren nach §. 1 —9 der V. ⸗V. ⸗O.

z. Gew . ⸗Geſ . ( A. 8 dieſes Geſ . ) ,t ) ſowie den Beſtimmungen des

Gew. ⸗Geſ . einerſeits über die Nachſichtsertheilung gegen die Be⸗

ſchränkungen der Gewerbebefugniß ( A. 7 daſ . ) , anderſeits über

Unterſagung der Fortſetzung des Gewerbebetriebs wegen Mangels
oder Wegfalls der Gewerbebefugniß ( A. 9 daſ . und §. 10 d. V. ⸗

V. ⸗O. dazu ) . Wer den Gewerbebetrieb beginnt ohne dieſem An⸗

meldeverfahren entſprochen zu haben , verfällt , wenn er haufirt der

in A. 30 d. Gew. ⸗Geſ . gedachten , wenn er eine Leihbibliothek be⸗

treibt , der in §. 5 der V. O. vom 11 . April d. J . vorgeſehenen

Polizeiſtrafe bis zu 100 fl. Ueber die mit dem Anmeldeverfahren
nicht zuſammenhängende Anzeige von dem Eintritt in die Leitung

oder den Betrieb einer Druckerei ſ. II . Tit . zu 1 ( §. 4 d. P. ⸗G. )
Die letzterwähnte Verordnung giebt zwar zur Regelung des

Betriebes von Leihbibliotheken einige weitere Vorſchriften , in welchen

ſie ſich im Ganzen an die gleichzeitig aufgehobene Verordu . v.

5. Juli 1852 ( Rbl . XXXIV . 306 ) anſchließt , indem ſie 1) das

Gebot beibehält , ſämmtliche zum Ausleihen beſtimmte Schriften mit

vollſtändiger Angabe ihrer Titel in eine von der Bezirkspolizeibe⸗
hörde paragraphirtes Verzeichniß mit fortlaufenden Zahlen einzu⸗

tragen , dieſen Zahlen entſprechend zu numeriren und mit einem

die Inſchrift „Leihbibliothek von — —“ ( Namen des Inhabers )

tragenden Stempel zu verſehen ( F. 2) , 2 ) der Bezirkspolizeibehörde
das Recht einräumt ſich über Einhaltung dieſer Vorſchrift zu ver⸗

läſſigen , ſich das Schriftenverzeichniß , ſowie jede einzelne darin be⸗

nannte Schrift vorlegen zu laſſen und gewiſſe Schriften auszuſchei⸗
den ( §. 3) und 3) die Abgabe von Schriften an junge Leute ohne

Erlaubniß ihrer Eltern , Vormünder oder Lehrer unterſagt (§. 4 ) ;
allein dieſelbe weicht in dieſen Punkten von der bisherigen Verord⸗

nung darin ab , daß ſie zu 2) nur der Ausſcheidung von Schriften ,

deren Inhalt geeignet iſt die Sittlichkeit zu gefährden , Er⸗

wähnung thut ( die in dem Halten der früher gleichfalls erwähnten

1) Es iſt die Leihbibliotheken anlangend , ſelbſtverſtändlich , daß nur die⸗

jenigen Perſonen dem Anmeldungsverfahren unterworfen werden , welche den
Betrieb einer ſolchen neu beginnen , nicht aber auch Diejenigen , welche
den bisherigen ( conceſſionirten ) Betrieb fortſetzen .
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Schriften , deren Inhalt die öffentliche Ruhe und Ordnung gefährden

könnte , etwa liegende Verbreitung derſelben lediglich der ſtrafge —

richtlichen Verfolgung nach allgemeinen Grundſätzen anheimgebend )

und zu 3) einerſeits das Alter , bis zu welchem die Erlaubniß ge⸗

fordert wird auf 16 ( anſtatt auf 18 ) Jahre feſtſetzt und den Leih⸗

bibliothekaren nicht mehr die Verpflichtung auferlegt ſich von der

Aechtheit der Erlaubnißſcheine die nöthige Ueberzeugung zu ver⸗

ſchaffen . Auch die Zuwiderhandlung gegen dieſe Vorſchriften iſt mit

einer polizeilichen Strafe bis zu 100 fl. bedroht ( §. 5 der V. O. )
Durch die bisher beſprochene Vorſchrift iſt ( in poſitiver Weiſe )

nur die Herſtellung und gewerbsmäßige Verbreitung von

Preßerzeugniſſen freigegeben , allein es iſt hinfort auch jede an⸗

dere Art der Verbreitung , namentlich auch das bisher nur mit

beſonderer Erlaubniß der Bezirkspolizeibehörde ausnahmsweiſe ge—

ſtattete Anbieten , Vertheilen und Anſchlagen von Druckſachen an

öffentlichen Orten freigegeben .

II . Eine weitere ſehr weſentliche Vorſchrift , welche den freien

Verkehr mit Preßerzeugniſſen ſichert , iſt die , daß eine Verwei⸗

gerung des Poſtdebit ( der Verſendung und Abgabe durch die

Poſt ) nur noch bezüglich derjenigen Preßerzeugniſſe
ſtattfinden dürfe , deren Verbreitung durch das neue

Geſetz ſelbſt unterſagt iſt . P . ⸗G. F. 2. Welche Preßerzeug⸗
niſſe hiernach allein noch vom Poſtdebit ausgeſchloſſen werden können

ergiebt ſich aus den Erläuterungen des II . Titels zu 6.

III . Die letzte unter die allgemeinen Beſtimmungen geſtellte

Vorſchrift erklärt die in dem Geſetz über Druckſchriften ge⸗

gebenen Beſtimmungen für auf ahle durch mechaniſche oder

chemiſche Mittel vervielfältigten Schriften oder Bild⸗

werke anwendbar . P. ⸗G. F. 3. Hieran knüpfen ſich zwei Be⸗

merkungen :
1. Nicht jede durch den Druck hergeſtellte Schrift iſt eine

Druckſchrift im Sinne des Geſetzes und als ſolche den für dieſe

gegebenen Beſtimmungen (ſ . namentlich §. 5 und 6) unter⸗

worfen , ſondern es fallen nur diejenigen Druckſachen unter den Be⸗

griff einer Druckſchrift , in welchen ein Gedankenaustauſch
enthalten iſt , welcher ſie für die Verbreitung im

Publikum beſtimmt erſcheinen läßt . Darum werden die⸗
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jenigen Druckſachen , welche bisher von dem Gebot den Drucker u. ſ. w.

anzugeben und ein Exemplar zu hinterlegen , befreit waren , nemlich

die Formulare , geſchäftlichen Cirkulare , Etiquetten , Viſitenkarten und

ähnliche dieſen gleich zu achtende kleinere Preßerzeugniſſe in der

Regel , nemlich ſtets dann von dem Begriff einer Druckſchrift aus⸗

zuſchließen ſein , wenn ſie lediglich nur den ihrem Zweck entſprechen⸗

den Inhalt haben und nicht etwa gegen ihre Beſtimmung benützt

worden ſind , daneben eine anderweite zur Verbreitung geeignete

Mittheilung aufzunehmen . Der Umſtand , daß ein Antrag der

Commiſſion der II . Kammer , dieſe Druckſachen ausdrücklich von

den Vorſchriften der § § 5 und 6 auszunehmen (ſ . Com . Bericht
von Behaghel v. 1866 . S . 5 und 19) , ſeiner Zeit abgelehnt wor⸗

den iſt , hindert nicht an dieſer Anſchauung feſtzuhalten , weil die

Ablehnung auf der Beſorgniß beruhte , daß die Ausnahme leicht zu

Mißdeutungen führen könne und die I . Kammer das Ablehnen des

gedachten Antrags ausdrücklich deßhalb gebilligt hat , weil der⸗

gleichen Druckſachen , welche die Commiſſion der II .

Kammer im Auge hatte , äberhaupt keine Druckſchrif⸗

ten im Sinne des Geſetzes ſeien (ſ . Comm . Bericht von

Bertheau von 1867 . S . 2. 3) . 1)
2. Die gleiche Beurtheilung hat man denjenigen in anderer

Weiſe als durch Druck vervielfältigten Schriften zu Theil werden

zu laſſen , welche , wenn ihr Inhalt durch Druck hergeſtellt wäre ,

1) Staatsminiſter Dr. Stabel hat bei den Verhandlungen der II . K. v.

30. April 1866 über §. 5 des Entwurfs bezüglich des fraglichen Zuſatzes ,

welcher dahin formulirt war : „ Ausgenommen von dieſer Vorſchrift ſind die

Druckſachen , welche nur den Bedürfniſſen des Verkehrs oder des geſelligen

Lebens dienen , als kaufmänniſche Rundſchreiben , Formulare u. dergl . “ folgende

Erklärung abgegeben , welche außer Zweifel ſetzt, daß auch die Gr. Regierung

von der gleichen Anſicht ausgegangen iſt : „ Ich will nur erklären , daß auch

ich damit einverſtanden bin , daß dieſer Zuſatz geſtrichen werde . In unſerem

bisherigen Geſetz war eine ſolche Ausnahme nicht enthalten ; es war dem

richterlichen Ermeſſen überlaſſen , was als Druckſchrift behandelt werden ſoll

oder nicht . Der Zuſatz , wie er im §. 5 ſteht ändert eigentlich an der Sache

nichts ; es ſind nur einzelne Dinge genannt die ſeither ſelbſtverſtändlich nicht

als Druckſchriften betrachtet worden ſind . In juriſtiſcher Beziehung iſt gar

nichts gewonnen ; das juriſtiſche Ermeſſen hat in Zukunſt wie bisher , in jedem

einzelnen Falle zu entſcheiden , und ſchon deßhalb ſcheint mir der Zuſatz ohne

Bedeutung . “ ſ. Prot . d. II . K. 1865/66 . S. 89.
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nicht unter den Begriff einer Druckſchrift fallen würden , und eine

analoge Unterſcheidung iſt bei Bildwerken zu machen , ſo daß z. B.

reine Porträts nicht , wohl aber Carrikaturen von ſolchen , weil in

der Regel eine Kritik über die porträtirte Perſon darſtellend , den

Vorſchriften über Druckſachen zu unterwerfen ſind .

Zweiter Titel .

Von der Polizei der Preſſe .

Die in dieſem Titel aufrecht erhaltenen preßpolizeilichen Vor⸗

ſchriften bezwecken theils die Sicherung eines wirkſamen Strafver⸗
fahrens wegen der durch die Preſſe verübten Vergehen , theils ge⸗
währen ſie den Betheiligten ein ſelbſtſtändiges Mittel der Abwehr

gegen unwahre Ausſtreuungen , theils ſtellen ſie die Fälle feſt , in

welchen eine Verbreitung von Druckſchriften nicht ſtattfinden darf .

Dieſelben haben zum Gegenſtand :
1. Die Kundbarmachung der Druckereien undihrer

Leiter ( §. 4 ) ;
2. Die Angaben , welche eine Druckſchrift über

die bei ihrem Erſcheinen betheiligten Perſonen und
Druckort enthalten muß ( §. 5) ;

3. Die Hinterlegung von ſog . Pflichtexemplaren
( F. 6) ;

4. Die Verkündung von Verurtheilungen durch
die Druckſchrift , deren Inhalt ſie betreffen ( F 1U

5. Die Aufnahme von Berichtigungen ( . 14797
6. Die Verbote von Veröffentlichungen und der

Verbreitung von Druckſchriften ( §§. 7. 9
Im Einzelnen iſt zu bemerken :

3uf 1

Das Geſetz verlangt , daß bei jeder Eröffnung eines

Druckereigeſchäfts oder bei Uebernahme der Leitung
eines ſolchen durch eine andere Perſon der Polizeibehörde
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